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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Infolge des Referendums der EDU und des Vereins «Recht auf Leben» fand am 17. Mai
1992 eine Volksabstimmung über das neue Sexualstrafrecht statt. Die wesentlichsten
Punkte der Revision waren die Entkriminalisierung sexueller Beziehungen zwischen
nahezu gleichaltrigen Kindern (bei Beibehaltung des Schutzalters 16), die Bestrafung der
Vergewaltigung in der Ehe, die vollständige Gleichbehandlung von hetero- und
homosexuellem Verhalten sowie die Differenzierung zwischen weicher und harter
Pornographie und analog zum Brutaloverbot die Bestrafung der letzteren (z.B. sexuelle
Darstellungen mit Beteiligung von Kindern oder Tieren). Für die breite Front der
Befürworter bedeutete die Revision primär eine fällige Anpassung der rund fünfzig
Jahre alten Bestimmungen an die gewandelten Verhaltensweisen und
Moralvorstellungen. Die Gegner, zu denen sich neben den beiden im
Referendumskomitee vertretenen Gruppierungen noch die Schweizer Demokraten und
die Auto-Partei gesellten, sahen in den neuen Bestimmungen einen Angriff auf die
guten Sitten, den christlichen Glauben und die in der Bibel festgelegten Prinzipien.

Die Stimmberechtigten hiessen die Revision mit 73.1% Ja-Stimmen gut. Abgelehnt
wurde die Vorlage einzig im Wallis, wo die CVP wie auch in Freiburg die Nein-Parole
ausgegeben hatte (das deutschsprachige Oberwallis nahm das Sexualstrafrecht mit 58%
Ja an). Die ebenfalls stark katholisch geprägten Kantone der Innerschweiz stimmten
hingegen deutlich zu. Die nach der Abstimmung durchgeführte Vox-Befragung ergab,
dass es sich für die Ja-Stimmenden vor allem um die Anpassung eines veralteten
Gesetzes an die heutigen Verhaltensweisen und Moralvorstellungen gehandelt hat,
während bei den Gegnern gerade der Widerstand gegen diesen Wandel im Vordergrund
stand. Die neuen Bestimmungen traten auf den 1.10.1992 in Kraft.

Sexualstrafrecht: Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39,2%
Ja: 1'255'604 (73,1%)
Nein: 461'723 (26,9%)

Parolen:
- Ja: FDP (1*), SP, CVP (2*), SVP (1*), GP, LP, LdU, EVP (1*), PdA; SGB, CNG, SGV.
- Nein: AP, SD, EDU.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.05.1992
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Im Dezember 2022 veröffentlichte das Bundesamt für Justiz einen Bericht zum Verbot
von nationalsozialistischen, rassistischen, gewaltverherrlichenden und
extremistischen Symbolen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte den Bericht in
Reaktion auf mehrere eingereichte Vorstösse zum Thema (Mo. 21.4354, Pa.Iv. 21.524,
Pa.Iv. 21.525) anfertigen lassen. Gemäss der aktuellen Rechtslage könne eine öffentliche
Verwendung solcher Symbole von der Antirassismus-Strafnorm in Artikel 261bis StGB
erfasst werden. Straflos sei die Verwendung nur, wenn die Symbole ohne
Propagandaabsicht – die Absicht, andere Personen von dieser Ideologie überzeugen zu
wollen –, in nicht gegen die Menschenwürde verstossender Weise und ohne
Diskriminierungs- oder Herabsetzungsabsicht gezeigt würden. Es bestehe diesbezüglich
ein weiter Ermessensspielraum, konstatierte das BJ. Im Bericht zeigte das Bundesamt
verschiedene Möglichkeiten auf, wie ein weitergehendes Verbot auf Bundes- oder
kantonaler Ebene verankert werden könnte. Neben einer Erweiterung von Artikel 261bis
StGB um ein explizites Verbot der Verwendung nationalsozialistischer und rassistischer
Symbole wäre auch die Schaffung eines neuen Spezialgesetzes denkbar. Dies erlaubte
eine spezifischere Regelung und die Ahndung von Verstössen im
Ordnungsbussenverfahren. Für eine weniger straf- sondern mehr
präventionsfokussierte Lösung sah das BJ eine Verankerung im kantonalen Polizeirecht

BERICHT
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK
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als gangbaren Weg. Ungeachtet der gewählten Variante stelle die Formulierung des
Verbots eine Herausforderung dar, so die Schlussfolgerung des Berichts: Das Verbot
müsse einerseits bestimmt genug formuliert sein, damit die Bevölkerung weiss, was
verboten und was erlaubt ist. Bereits eine Klassifizierung in verbotene und erlaubte
Symbole erweise sich allerdings als schwierig, da manche von Extremistinnen und
Extremisten verwendete Symbole – etwa Buchstaben- und Zahlenkombinationen – je
nach Zusammenhang eine extremistische oder eine alltägliche Bedeutung haben
könnten. Weiter müsste die Verwendung zu wissenschaftlichen, schulischen,
künstlerischen oder journalistischen Zwecken geregelt werden. Andererseits müsste die
Verbotsnorm offen genug formuliert sein, damit die Gerichte die Aktualität und den
Kontext des Einzelfalls berücksichtigen können.
In einer Medienmitteilung, aus der etwa die Aargauer Zeitung zitierte, betonten die
beiden jüdischen Dachverbände SIG und PLJS, dass in dieser Frage dringender
Handlungsbedarf bestehe. Das geltende Recht habe Lücken, die gezielt ausgenutzt
würden. Sie forderten Bundesrat und Parlament auf, rasch ein Verbot von
nationalsozialistischen Symbolen umzusetzen, denn bei der Verwendung dieser
Symbole dürfe es keinen Graubereich mehr geben. 2

1) BBl, V, 1992, S. 458; Plädoyer 10/2 (1992), S. 11 ff.; Presse vom 18.5.92; Presse von Mitte April bis 16.5.92; Vox-Analyse der
eidgenössischen Abstimmung vom 17. Mai 1992, Zürich 1992
2) Bericht BJ vom 15.12.22; Medienmitteilung BJ vom 15.12.22; AZ, Lib, 16.12.22

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 2


